
5. Poststrukturalismus – Der Totalverdacht gegen die 
Vernunft  
Der Fünfte Hauptabschnitt vollzieht eine radikale Verschiebung der philosophischen Kritik von 
der Sprache (Kapitel 4: Quine, Wittgenstein, Rorty) zur Macht (pouvoir) und markiert damit den 
Eintritt in das Feld des Poststrukturalismus und der Postmoderne. Nachdem die analytische 
Philosophie (Kapitel 4) die Universalität des Wissens durch Relativismus und Kontingenz 
erschüttert hatte, stellt der Poststrukturalismus die normativen Ansprüche der Vernunft selbst 
unter Totalverdacht. 
 

Die zentrale These dieses Kapitels ist, dass die Aufklärung und ihre Ideale – Wahrheit, 
Rationalität, universelle Emanzipation – nicht als neutrale, befreiende Kräfte verstanden werden 
dürfen, sondern als Technologien der Herrschaft und Disziplinierung interpretiert werden 
müssen. Die Wahrheit ist kein Geltungsanspruch, der im rationalen Diskurs eingelöst wird, 
sondern ein Effekt von Machtbeziehungen. 

Die radikale Kritik an der Aufklärung 

Die Denker dieses Abschnitts, Michel Foucault und Jean-François Lyotard, vollziehen die 
radikalste Abkehr von den Grundlagen, die Jürgen Habermas (Kapitel 6) für sein Projekt der 
Kommunikativen Vernunft zu rekonstruieren sucht. 

Michel Foucault (Abschnitt 5.1) wendet die Genealogie (abgeleitet von Nietzsche) an, um die 
historische Entstehung von Wissen (savoir) und Macht (pouvoir) als untrennbare Einheit zu 
analysieren. Foucault argumentiert, dass die Produktion von Wahrheit und die Regeln der 
Erkenntnis (z.B. medizinische Diagnosen, juristische Kategorien) immer durch 
Machtverhältnisse bedingt sind. Das Wissen dient nicht der reinen Erkenntnis, sondern der 
Normalisierung und Disziplinierung des Subjekts. Das autonome, rationale Subjekt – die 
Grundlage der gesamten neuzeitlichen Philosophie – wird bei Foucault als Effekt und Produkt 
der historisch kontingenten Machttechnologien (z.B. Disziplinarmacht, Biomacht) dekonstruiert. 
Die normativen Ansprüche der Vernunft (z.B. der rationale Konsens selbst) sind für Foucault nur 
Techniken zur Ausschließung des Abweichenden und zur Internalisierung der Norm. 
 
Jean-François Lyotard (Abschnitt 5.2) analysiert den Zustand des Postmodernen Wissens als 
den Zerfall der universellen Legitimationsnarrative (Grands Récits) der Moderne. Lyotard lehnt 
die großen Erzählungen ab (z.B. der Hegelsche Fortschritt des Geistes, die Marxistische 
Emanzipation der Menschheit), da sie totalitäre Ansprüche erheben und die Pluralität der 
lokalen Diskurse unterdrücken. Das Wissen zerfällt in lokale, inkommensurable Sprachspiele 
(entlehnt bei Wittgenstein), deren Geltung nur lokal und pragmatisch ist. Lyotard richtet seine 
Kritik direkt gegen Habermas, indem er den Konsens als repressiv und totalitär verurteilt. Die 
Wahrheit liegt nicht im Konsens, sondern in der Paralogie – dem unvorhersehbaren Bruch und 
der Verteidigung des Dissens. 
 
Der Poststrukturalismus ist die radikale Gegenposition zur Kommunikativen Vernunft (Kapitel 6). 
Er legt den Totalverdacht auf die rationalen Prozeduren selbst: Wenn die Regeln der Erkenntnis 
durch Macht erzwungen werden und die Universalität eine unterdrückende Erzählung ist, wie 



kann Habermas dann noch universelle, herrschaftsfreie Normen aus der Logik der 
Verständigung rekonstruieren? Die Diskursethik muss zeigen, dass die formalen 
Voraussetzungen der Kommunikation notwendig und emanzipatorisch sind, anstatt nur eine 
neue, subtile Form der Macht zu sein. 
 

5.1 Michel Foucault: Die Genealogie der 
Macht/Wissens-Komplex 
Michel Foucault (1926–1984) ist eine der einflussreichsten und provokantesten Figuren des 
französischen Poststrukturalismus und liefert die radikalste Kritik an den normativen 
Ansprüchen der westlichen Aufklärung. Seine Philosophie kann in drei methodische Phasen 
unterteilt werden, die alle die historische Kontingenz der Vernunft aufdecken: 

●​ Die Archäologie des Wissens: (z.B. Die Ordnung der Dinge): Analyse der historischen 
Aussageregime (Episteme) und der Regeln, die bestimmen, was zu einer bestimmten Zeit 
als Wissen (savoir) gelten konnte. 

●​ Die Genealogie der Macht/Wissens-Komplexe: (z.B. Überwachen und Strafen): Die 
zentrale Phase, in der Foucault die Macht als produktiv und nicht-substanziell begreift und 
die untrennbare Verbindung von Macht und Wissen analysiert. 

●​ Die Ethik der Sorge um sich selbst: (z.B. Der Gebrauch der Lüste): Spätere Hinwendung 
zu den Techniken des Selbst und der Subjektivierung. 

Foucaults Denken wendet sich direkt gegen das autonome, rationale Subjekt der neuzeitlichen 
Philosophie. Er sieht das Subjekt selbst als Effekt historischer Machttechnologien. Sein 
Hauptangriff zielt auf die Universalität der Vernunft und stellt die These auf: Wissen ist immer 
Macht. Die Wahrheit ist kein neutraler Geltungsanspruch, sondern eine historisch kontingente 
Funktion des jeweiligen Macht-Wissens-Regimes. Diese totalverdächtigung der Aufklärung ist 
die direkte Herausforderung an Habermas' Versuch, die Herrschaftsfreiheit des Diskurses zu 
begründen. 
 

5.1.1 Die Genealogie der Macht/Wissens- Komplexe 
und das Subjekt  

Möchten Sie, dass ich nun mit der Ausarbeitung des ersten Unterabschnitts 5.1.1.1 Wissen 
(savoir) ist immer Macht (pouvoir): Die Produktion von Wissen und die Regeln der 
Erkenntnis sind untrennbar mit Machtstrukturen verbunden fortfahre? 
 
Der zentrale und provokanteste Pfeiler der Philosophie Michel Foucaults ist die These von der 
untrennbaren Verbindung von Wissen (savoir) und Macht (pouvoir). Diese These – oft 
zusammengefasst als der Macht/Wissens-Komplex – stellt die gesamte abendländische 
Tradition der epistemologischen Neutralität in Frage und richtet den Totalverdacht gegen die 
reine Vernunft als befreiende Kraft. 

Wissen (savoir) ist immer Macht (pouvoir): Die untrennbare 
Verbindung von Erkenntnis und Kontrolle  
Foucaults Ansatz beginnt mit der Neubestimmung des Machtbegriffs selbst. Er lehnt die 



klassische, juridisch-negative Vorstellung von Macht ab, die Macht als etwas ansieht, das man 
besitzt (wie ein Herrscher seine Autorität), und das primär unterdrückt und verbietet (repressive 
Macht). Macht ist keine Substanz, die von einem Subjekt (Herrscher, Staat) ausgeht und auf ein 
Objekt einwirkt. Macht ist vielmehr ein Netzwerk von Relationen und ungleichen Beziehungen, 
das zirkuliert und produktiv ist. Sie wird von überall ausgeübt und geht von unten genauso wie 
von oben aus.Die Macht ist nicht nur repressiv, sondern produktiv. Sie erzeugt Subjekte, 
Diskurse, Objekte des Wissens und Wahrheitsregime. Sie ist kein Besitz, sondern eine 
Strategie. 
 
Die Produktivität der Macht liegt in ihrer engen, historischen Verflechtung mit der Produktion von 
Wissen. Foucault argumentiert, dass kein Wissen außerhalb von Machtbeziehungen entstehen 
kann und keine Macht ohne die Verankerung in Wissen funktionieren kann. Wissen (savoir oder 
connaissance) liefert die Kategorien und die Regeln der Erkenntnis, die notwendig sind, um 
Macht zu legitimieren und effizient auszuüben. Die Macht der Psychiatrie über den 
Wahnsinnigen beruht beispielsweise auf dem medizinischen Wissen, das den Wahnsinn als 
Krankheit kategorisiert und ihn so der Disziplinierung zugänglich macht. Ohne dieses savoir 
wäre die Macht nur rohe Gewalt. Die Machtstrukturen bestimmen, was als Wahrheit (vérité) in 
einer bestimmten Epoche gelten darf und wer dazu autorisiert ist, Wissen zu produzieren. Die 
ökonomischen und politischen Zwänge lenken die wissenschaftliche Forschung und legen die 
Spielregeln für die Aussage fest. 
 
Die Funktion dieser untrennbaren Einheit ist primär die Disziplinierung (discipline) und Kontrolle 
des menschlichen Lebens. Die Wahrheit dient nicht der reinen Erkenntnis, sondern der 
Normalisierung des Subjekts. Das Wissen (z.B. medizinische, pädagogische, juristische 
Wissenschaften) schafft Kategorien wie „der Normale“, „der Kranke“, „der Delinquente“. Diese 
Kategorien sind keine natürlichen Fakten, sondern Effekte des Wissens, die es der Macht 
ermöglichen, Individuen zu klassifizieren, zu vergleichen und sie auf die Norm hin zu 
korrigieren. Foucaults Analyse der Gefängnisse (Überwachen und Strafen) zeigt, dass die 
moderne Macht nicht durch öffentliche Folter, sondern durch permanente, unsichtbare 
Überwachung und die Internalisierung der Norm funktioniert. Das Wissen über den „idealen 
Häftling“ oder den „gesunden Körper“ wird zum Instrument der Selbstkontrolle. 
 
Foucaults These ist der direkte Angriff auf die Grundlagen der Aufklärung und die 
Kommunikative Vernunft: 

1.​ Die Illusion der reinen Erkenntnis: Es gibt keine neutrale, reine Vernunft und keine reine 
Erkenntnis, die außerhalb der Machtbeziehungen stünde. Jeder Geltungsanspruch 
(Wahrheit, Richtigkeit) ist von der historischen, kontingenten Machtkonstellation 
durchdrungen. 

2.​ Die Dekonstruktion des Subjekts: Das autonome Subjekt, das rationale Entscheidungen 
trifft und an einem herrschaftsfreien Diskurs teilnimmt, ist eine Fiktion. Das Subjekt ist 
nicht Ursprung von Erkenntnis und Freiheit, sondern Effekt und Träger des 
Macht-Wissens-Komplexes. 

Foucaults Analyse stellt die Kommunikative Vernunft (Habermas) vor die zentrale 
Herausforderung: Wenn Wahrheit nur historisch kontingente Machtentscheidung ist, wie kann 
dann die Diskursethik die Universalität und die Herrschaftsfreiheit der rationalen Normen 
rekonstruieren? 
 



Archäologie vs. Genealogie: Der methodische Wandel in Foucaults 
Analyse  

Die philosophische und historische Methode Michel Foucaults vollzog eine entscheidende 
Entwicklung, die sich in zwei Hauptmethoden manifestiert: der Archäologie (archéologie) und 
der Genealogie (généalogie). Dieser methodische Wandel war notwendig, um die These von 
der untrennbaren Verbindung von Macht und Wissen umfassend analysieren zu können. 
 
Die Archäologie war Foucaults erste große Methode, die er in den 1960er Jahren entwickelte. 
Sie konzentriert sich auf die Regeln des Diskurses und des Wissens (savoir). Foucault 
untersucht die Episteme – das historisch a priori oder das Regelwerk, das zu einer bestimmten 
Zeit die Grenzen und die Bedingungen festlegt, unter denen Aussagen als wahr oder falsch 
gemacht werden können. Die Episteme ist die unbewusste Ordnung, die der wissenschaftlichen 
und diskursiven Praxis zugrunde liegt. Das Ziel der Archäologie ist es, die internen Regeln zu 
beschreiben, nach denen Objekte, Begriffe und strategische Entscheidungen in einem 
bestimmten Diskurs (z.B. die Klassik, die Renaissance) gebildet wurden. Die Archäologie fragt 
nicht, was wahr ist, sondern wie die Regeln zur Bildung von Wahrheiten aussahen. Die 
Archäologie tendiert zu einer synkronen (statischen) Analyse und ist hervorragend darin, die 
Struktur einer Wissensordnung zu beschreiben. Sie konnte jedoch nur schwer erklären, warum 
diese Ordnungen wechselten und welche Kräfte (z.B. soziale, politische) für die Entstehung 
eines neuen Diskurses verantwortlich waren. 
 
Anfang der 1970er Jahre, vor allem in Überwachen und Strafen, vollzog Foucault den Wandel 
zur Genealogie. Diese Methode wurde maßgeblich von Friedrich Nietzsche inspiriert (Zur 
Genealogie der Moral) und ergänzte die Archäologie um die Dimension der Macht. Die 
Genealogie fragt nicht nur nach den Regeln des Wissens, sondern nach der Herkunft (Herkunft 
oder Entstehung) der diskursiven Praktiken. Sie konzentriert sich auf die Machtbeziehungen 
(pouvoir), die diese Praktiken ermöglicht und durchsetzt haben. Das Ziel ist es, die historische 
Kontingenz der Wahrheitsregime aufzudecken. Sie zeigt, dass das, was heute als rational oder 
notwendig erscheint (z.B. das moderne Gefängnis, die Sexualwissenschaft), das Resultat von 
Kämpfen, Zufällen und strategischen Entscheidungen der Macht ist. Die Genealogie operiert 
explizit mit dem Macht/Wissens-Komplex und fragt, wie die Macht die Produktion von Wissen 
lenkt und wie dieses Wissen wiederum die Ausübung der Macht unterstützt und rationalisiert. 
Die Genealogie ist diachron (historisch) und sucht nach den strategischen Momenten und den 
kleinsten, lokalen Machttechniken, die zur Formierung der modernen Institutionen und Subjekte 
führten (z.B. die Entstehung der Disziplin aus militärischen und klösterlichen Techniken). 
 
Die Verschiebung von der Archäologie zur Genealogie war für Foucaults philosophisches 
Projekt entscheidend: Erst die Genealogie ermöglichte es Foucault, die Macht nicht nur als 
repressiv, sondern als produktiv zu fassen – sie erzeugt die Wirklichkeit, in der wir leben. Die 
Genealogie liefert den methodischen Beweis für die historische Kontingenz der Vernunft. Sie 
zeigt, dass die normativen Ansprüche der Vernunft (z.B. Humanität, Vernünftigkeit) selbst 
Produkte ungleicher Machtkämpfe sind. Die Genealogie dient damit als radikales Instrument, 
um die Kommunikative Vernunft zu hinterfragen: Wenn alle Regeln (auch die Regeln des 
rationalen Diskurses) eine kontingente Entstehungsgeschichte haben, die von Macht 
durchdrungen ist, dann verliert Habermas' Versuch, universelle, herrschaftsfreie Normen zu 
rekonstruieren, seine Grundlage. 



 
Die Ablehnung des autonomen Subjekts und der reinen Vernunft: Das 
Subjekt ist ein Effekt des Macht-Wissens-Komplexes  

Die Genealogie der Macht/Wissens-Komplexe führt Michel Foucault zu einer seiner 
provokantesten und folgenreichsten Thesen: der Ablehnung des autonomen Subjekts und der 
reinen Vernunft. Foucault dreht die gesamte neuzeitliche Philosophie um, die seit Descartes das 
autonome, rationale Subjekt (das Cogito) als den unhinterfragbaren Ursprung von Erkenntnis, 
Moral und Freiheit gesetzt hatte. Foucault sieht das Subjekt nicht als Ursprung, sondern als 
Effekt – ein historisch kontingentes Produkt der Macht-Wissens-Relationen. 
 
Foucault argumentiert, dass die Vorstellung vom freien, autonomen Individuum kein 
metaphysischer Fakt ist, sondern ein Resultat historischer Prozesse und Technologien der 
Macht, die er als Subjektivierung (subjectivation) bezeichnet. Das Subjekt (sujet) ist im 
Französischen doppeldeutig: Es bedeutet sowohl das handelnde Subjekt als auch der 
Unterworfene (der Untertan). Foucault nutzt diese Doppeldeutigkeit, um zu zeigen, dass die 
Konstitution des Subjekts untrennbar mit seiner Unterwerfung unter die Norm und die Kontrolle 
verbunden ist. Das moderne Subjekt wurde nicht plötzlich in der Aufklärung entdeckt, sondern 
historisch geformt durch spezifische Machtpraktiken, wie etwa die Beichte (die den Einzelnen 
zur Selbstauslegung und Offenbarung seiner Wünsche zwingt), die medizinische Diagnose (die 
den Körper als Objekt des Wissens festlegt) oder die psychiatrische Kategorisierung. Erst das 
Wissen (z.B. die Psychologie, die Pädagogik) schafft die Objekte der Untersuchung (z.B. den 
"Delinquenten", den "Wahnsinnigen"), und diese Objekte werden anschließend als Subjekte 
angesprochen und behandelt. Das Subjekt wird durch die Kategorien des 
Macht-Wissens-Komplexes produziert. 
 
Wenn das Subjekt selbst ein historisch kontingenter Effekt ist, verliert auch die reine Vernunft (la 
raison pure) ihren universellen, transzendentalen Status. Die Vernunft (z.B. die Vernunft, die 
Gesetze schreibt oder Institutionen entwirft) ist kein neutraler, universeller Richter, sondern 
historisch kontingentes Machtwissen. Die Regeln der Logik oder die Kriterien der Rationalität 
sind das Resultat von Kämpfen und die durchgesetzte Norm eines bestimmten 
Wahrheitsregimes. Die Begründung der Vernunft beruhte historisch immer auf dem Ausschluss 
dessen, was als Unvernunft (la déraison) definiert wurde (z.B. der Wahnsinn, die Kriminalität, 
die Hysterie). Die Wahrheit der Vernunft wurde durch die Unterdrückung und Einkerkerung ihres 
Gegenteils gesichert. Foucaults Ansatz beschreibt die Aufklärungsideale (Freiheit, Rationalität) 
als ambivalente Technologien: Sie versprechen Emanzipation, dienen aber gleichzeitig der 
Normalisierung und Klassifizierung des Individuums. 
 
Foucaults Ablehnung des autonomen Subjekts ist der zentrale Angriffspunkt gegen das Projekt 
von Habermas' Kommunikativer Vernunft (Kapitel 6). Habermas setzt in seiner Diskursethik das 
autonome, rationale Subjekt voraus, das frei von Zwang und Macht an einem herrschaftsfreien 
Diskurs teilnimmt. Foucault kontert: Das Subjekt ist nie frei von Zwang, sondern durch Macht 
geformt. Die Idee des herrschaftsfreien Diskurses ist eine Illusion, da die Regeln des Diskurses 
selbst Effekte einer historisch kontingenten Machtstruktur sind. Foucaults These lautet: Die 
reine Vernunft und der herrschaftsfreie Konsens sind metaphysische Fiktionen. Die 
Kommunikative Vernunft selbst ist in Wahrheit nur eine Technologie zur rationalen Verwaltung 
und Disziplinierung der Gesellschaft, indem sie Abweichungen durch den „Zwang des besseren 



Arguments“ normalisiert. Foucault zwingt Habermas zu zeigen, dass die formalen 
Voraussetzungen des Diskurses notwendig und emanzipatorisch sind und nicht nur eine subtile 
Form der Machtausübung durch intellektuelle Normen. 
 
Die Macht ist nicht-substanziell und produktiv: Sie zirkuliert und 
erzeugt Wirklichkeit, Diskurse und Subjekte  

Um die radikale Kritik am autonomen Subjekt und an der Neutralität des Wissens zu fundieren, 
musste Michel Foucault den herkömmlichen Machtbegriff fundamental neu definieren. Foucaults 
genealogische Machtanalyse bricht radikal mit der juridisch-negativen Vorstellung von Macht 
und setzt an ihre Stelle die These von der nicht-substanziellen, produktiven und zirkulierenden 
Macht. 

Die traditionelle westliche Philosophie und die Rechtstheorie sahen Macht primär als eine 
negative, repressive Kraft, die nach dem juridisch-monarchischen Modell funktionierte: 

●​ Substanz: Macht ist eine Substanz, die man besitzt (z.B. der König, der Staat, die 
herrschende Klasse). 

●​ Richtung: Macht geht von oben (dem Zentrum) nach unten (die Untertanen). 
●​ Funktion: Die Funktion ist primär repressiv – sie verbietet, unterdrückt, zensiert und nimmt 

(z.B. Freiheit, Leben, Eigentum). 
Foucault argumentiert, dass dieses Modell – das „Gefäßmodell der Macht“ – für die Analyse der 
modernen Gesellschaft völlig unangemessen ist. Es kann die komplexen, feingliedrigen 
Mechanismen, die im Kapitalismus und in den Disziplinargesellschaften wirken, nicht erklären.  

Foucault ersetzt das Modell des Besitzes durch das Modell der Relationen und Strategien, 
Macht ist nicht-substanziell, sie ist kein Ding, das man besitzen oder verlieren kann. Sie ist eine 
Relation und existiert nur in der Ausübung. Macht ist daher nicht an einem Zentrum (dem Staat) 
fixiert, sondern zirkuliert im gesamten gesellschaftlichen Netz. Sie wird von überall ausgeübt 
und kommt von unten ebenso wie von oben. Foucaults Formel lautet: „Die Macht kommt von 
überall her.“ Die daraus resultierenden Machtrelationen sind strategisch und intendiert 
(zielgerichtet), aber nicht das Resultat der bewussten Entscheidung eines einzelnen Subjekts 
oder einer Klasse. Sie sind Kräftefelder, die sich historisch kontingent herausgebildet haben. 

Der wichtigste Aspekt von Foucaults Machtbegriff ist seine Produktivität. Die Macht ist nicht nur 
repressiv, sondern erzeugt Wirklichkeit. Macht produziert die Wahrheitsregime und die 
Kategorien des Wissens (z.B. die Klassifizierung der Sexualität im 19. Jahrhundert), indem sie 
festlegt, was als sagbar, wahr und rational gilt. Die Wahrheit ist eine gewollte Fiktion der Macht. 
Macht schafft dementsprechend die Objekte ihrer eigenen Analyse und Kontrolle (z.B. den 
homo sexualis, den Delinquenten). Erst durch die disziplinäre Macht wurde der Körper zu einem 
trainierbaren, messbaren Objekt. Und schließlich, wie bereits dargelegt, produziert die Macht 
das autonome Subjekt selbst durch Techniken der Subjektivierung (z.B. durch die 
Selbstbeobachtung und die Internalisierung der Norm). 

Die Wirklichkeit ist somit nicht eine feststehende Größe, die unabhängig von Macht existiert, 
sondern ein dynamisches, historisches Produkt der Macht/Wissens- Komplexe. 

Foucaults Machtbegriff ist eine direkte Infragestellung der normativen Ansprüche der Vernunft 
und der Diskursethik: Da die Macht zirkuliert und in jeder Relation vorhanden ist, kann es 



keinen herrschaftsfreien Raum geben – auch nicht den idealen Diskurs. Die Kommunikation 
selbst ist durchdrungen von Machtbeziehungen. Der Versuch, die Macht durch reine Vernunft 
oder Aufklärung zu überwinden, ist illusionär, da die Vernunft selbst ein Effekt der Macht ist. Das 
Ziel kann nicht die Abschaffung der Macht sein, sondern die kontinuierliche Analyse und der 
Widerstand gegen ihre spezifischen, lokalen Formen. Foucault zwingt die Kommunikative 
Vernunft zu fragen, ob ihre Regeln des Diskurses nicht selbst eine Technik der Macht sind, die 
das Ziel verfolgt, lokale Formen des Dissens und inkommensurables Wissen durch den Zwang 
zur universalen Rationalität zu normalisieren und auszuschließen. 
 

5.1.2 Die Wahrheit als Funktion des Regimes der 
Macht 
Die untrennbare Verbindung von Macht und Wissen (pouvoir/savoir) führt Michel Foucault zu 
der Schlussfolgerung, dass Wahrheit (vérité) kein neutraler, universeller Geltungsanspruch ist, 
sondern eine historisch kontingente Funktion innerhalb eines sogenannten Wahrheitsregimes 
(régime de vérité). Diese These ist der direkte Angriff auf die epistemologische Autonomie der 
Vernunft. 

Das Wahrheitsregime (régime de vérité): Die Regeln, unter denen 
Aussagen als wahr oder falsch akzeptiert werden, sind historisch 
kontingente Machtentscheidungen  
Das Wahrheitsregime ist nicht die Wahrheit selbst, sondern das Gesamtsystem von Regeln, das 
in einer bestimmten Gesellschaft und Epoche die Produktion, Verbreitung, Zirkulation und 
Geltung von wahren Aussagen festlegt. 
Ein Wahrheitsregime umfasst: 

●​ Die Mechanismen der Unterscheidung: Die Regeln, die festlegen, wie wahre Aussagen 
von falschen unterschieden werden. 

●​ Die Formen der Macht: Die Techniken und Prozeduren (z.B. empirische Methoden, 
statistische Erhebung, klinische Untersuchung), die zur Erlangung der Wahrheit 
eingesetzt werden. 

●​ Die Instanzen der Autorität: Die Institutionen und Personen, die zur Beglaubigung von 
Aussagen als wahr autorisiert sind (z.B. der Arzt, der Richter, der Wissenschaftler mit 
Doktortitel). 

●​ Der Status des Wahren: Die Art und Weise, wie die Wahrheit politisch und ökonomisch 
verwertet wird (z.B. in der Verwaltung, in der Erziehung, im Strafsystem). 

 
Foucaults These lautet: Die Wahrheit ist nicht außerhalb der Macht, sondern durch die Macht 
produziert. Die universellen Ansprüche der Aufklärung, die Wahrheit zu finden, sind in 
Wirklichkeit nur historisch kontingente Regeln, die durch Macht durchgesetzt wurden. Das 
Wahrheitsregime ist nicht ewig, sondern veränderlich und zufällig. Foucault zeigt in seinen 
historischen Analysen (z.B. der Wechsel von der Beichte im Mittelalter zur klinischen 
Untersuchung in der Moderne), wie sich die Regeln der Weltaussage verschieben. Die Kriterien 
für Rationalität (z.B. Logik, Empirie) sind nicht universal-notwendig, sondern die durch Macht 
durchgesetzten Normen eines bestimmten Diskurses. Die wissenschaftliche Methode ist 
erfolgreich, weil sie Macht über die Wirklichkeit ausübt und nicht, weil sie die Welt an sich 



exakter abbildet. Die Wahrheit legitimiert die Macht, und die Macht produziert die Wahrheit in 
einem zirkulären Prozess. Die Macht des Arztes beruht auf dem Wissen (savoir) der Medizin, 
und dieses Wissen wird durch die institutionalisierte Macht der medizinischen Einrichtung als 
Wahrheit durchgesetzt. 
 
Foucaults Analyse der Wahrheitsregime ist der zentrale Angriff auf Habermas' Diskursethik 
(Kapitel 6), die die Wahrheit als einen universellen, machtfreien Geltungsanspruch zu 
rekonstruieren sucht: Foucault bestreitet, dass es eine universelle Logik der Verständigung gibt. 
Es gibt nur historisch partikuläre Regeln, die bestimmen, was als vernünftig und wer als zur 
Aussage autorisiert gilt. Habermas' ideale Sprechsituation ist für Foucault eine Utopie, die die 
allgegenwärtige Realität der Macht ausblendet. Der Habermas'sche „Zwang des besseren 
Arguments“ erscheint im Lichte Foucaults als der subtilste Zwang des Wahrheitsregimes der 
modernen, liberalen Akademiker. Die Rationalität selbst wird zur Norm, die alle abweichenden, 
nicht-rationalen oder inkonsistenten Lebensformen (z.B. die des Wahnsinns, des Verbrechens) 
durch den Anspruch der universellen Logik ausschließt und normalisiert. Foucaults Ansatz 
zwingt Habermas zu klären: Ist die Rekonstruktion universeller Vernunftansprüche 
emanzipatorisch (wie Habermas behauptet) oder eine neue, disziplinäre Form der 
Machtausübung, die die Regeln der Wahrheit neu festlegt und durchsetzt? 
 
Die Entstehung der Normalisierung (Normalisation): Die normativen 
Ansprüche der Vernunft als Form disziplinärer Macht  

Michel Foucaults Analyse des Wahrheitsregimes  enthüllt, dass die moderne Macht nicht mehr 
primär durch spektakuläre Unterdrückung (wie Folter oder öffentliche Hinrichtung), sondern 
durch Disziplinierung und Normalisierung (Normalisation) funktioniert. Foucaults radikale These 
lautet: Die normativen Ansprüche der Vernunft und die humanistischen Ideale der Aufklärung 
sind in Wirklichkeit Technologien der Macht, die zur Klassifizierung und Steuerung der 
Individuen eingesetzt werden. 

Foucault beschreibt in Überwachen und Strafen den historischen Wandel vom monarchischen 
Strafmodell zum disziplinären Modell der Moderne: 

●​ Das Alte Modell (Souveränitätsmacht): Macht richtete sich auf den Körper des 
Delinquenten, war öffentlich, spektakulär und sollte die absolute Macht des Souveräns 
demonstrieren. Die Strafe sollte abschrecken. 

●​ Das Neue Modell (Disziplinarmacht): Macht richtet sich auf die Seele des Täters und soll 
ihn reformieren und normalisieren. Sie ist unsichtbar, kontinuierlich und effizient. Die 
Strafe soll verbessern. 

Die Disziplinarmacht operiert durch feingliedrige Techniken (z.B. Stundenpläne, 
Rangordnungen, Prüfungen), die den Körper messbar, formbar und gehorsam machen. 

Die Normalisierung ist der Prozess, durch den die statistische Durchschnittsnorm zur ethischen 
und disziplinären Norm erhoben wird. Sie ist das zentrale Werkzeug der Disziplinarmacht. Die 
Macht/Wissens-Komplexe (z.B. Medizin, Psychologie, Pädagogik) messen und klassifizieren 
Individuen nach dem Grad ihrer Abweichung von der statistisch festgelegten Norm (z.B. 
Normalgewicht, durchschnittliche Intelligenz, akzeptables Verhalten). Die Norm wird so zum 
Richter. Die Individuen werden nicht mehr primär nach juridischen Gesetzen (Verbrechen oder 
Nicht-Verbrechen) beurteilt, sondern nach der Abweichung von der sozialen Norm 



(normal/anormal, gesund/krank, angepasst/delinquent). Die disziplinäre Macht zielt damit darauf 
ab, die Abweichung zu korrigieren und den Einzelnen auf die Norm zurückzuführen. Die 
Behandlung des Wahnsinnigen, die Erziehung des Kindes, die Resozialisierung des Häftlings 
sind alles Technologien der Normalisierung. 
 
Foucaults These ist, dass die normativen Ideale der Aufklärung – Humanität, Freiheit, Gleichheit 
– nicht ihre Gegenmittel gegen die Unterdrückung, sondern ihre Technologien der Macht 
wurden. Die Forderung nach einer humanen Strafe (Abschaffung der Folter) führte nicht zur 
Abschaffung der Kontrolle, sondern zur subtileren Kontrolle der Seele und des Geistes. Die 
Strafe richtet sich nun „im Namen der Menschheit“ auf die Besserung und Normalisierung des 
Individuums. Die universellen Ansprüche der Vernunft dienen als Instrument der Abgrenzung. 
Nur der rationale, disziplinierte und normalisierte Mensch gilt als vollwertiges Subjekt (das an 
einem Diskurs teilnehmen kann). Das Unvernünftige (Wahnsinn, Kriminalität) wird definiert und 
ausgeschlossen. Die Normativität der Aufklärung ist für Foucault damit mindestens ambivalent: 
Sie verspricht Befreiung, während sie gleichzeitig die feingliedrigen Mechanismen zur 
Disziplinierung und Verwaltung des Lebens schafft. 
 
Foucaults Analyse der Normalisierung ist eine direkte und tiefgreifende Kritik an Habermas' 
Versuch, die normative Geltung aus der reinen Vernunft zu rekonstruieren. Habermas’ 
Diskursethik beruht auf dem Zwang des besseren Arguments und dem Ziel des rationalen 
Konsenses. Foucaults Kritik legt nahe: Ist dieser Zwang nicht die subtilste Form der 
Normalisierung? Wird derjenige, der das rationale Argument nicht akzeptiert (z.B. der religiöse 
Fundamentalist, der Abweichende), nicht durch den Anspruch der universellen Vernunft 
ausgeschlossen und als irrational stigmatisiert? Foucault bezweifelt, dass die Regeln des 
rationalen Diskurses neutral sind. Sie sind historisch kontingent und durchdrungen von Macht; 
sie dienen dazu, eine bestimmte Form des Wissens und eine bestimmte Form des Subjekts zu 
produzieren. 
 
Fallstudie Disziplinarmacht: Analyse des Panoptismus als Architektur 
der Kontrolle  

Michel Foucaults Analyse der Disziplinarmacht in Überwachen und Strafen (1975) dient als 
zentrale Fallstudie und empirische Begründung für seine These, dass die Vernunft und das 
Wissen untrennbar mit Normalisierung und Kontrolle verbunden sind. Die Disziplinargesellschaft 
und das Panoptismus-Modell sind für ihn die Architektur der modernen Machtausübung. 

Die Disziplinarmacht ist die spezifische Form der Macht, die sich ab dem 17. und 18. 
Jahrhundert in Institutionen der Einschließung etablierte (Kasernen, Schulen, Krankenhäuser, 
Manufakturen und Gefängnisse). Ihr Ziel ist die individuelle Formung der Körper, um sie 
gehorsam und nützlich zu machen. Die Disziplinarmacht arbeitet mit feingliedrigen, subtilen 
Techniken statt mit roher Gewalt: 

●​ Die Verteilung im Raum: Individuen werden in Zellen oder auf zugewiesenen Plätzen 
isoliert und fixiert. 

●​ Die Kontrolle der Aktivität: Einhaltung minutiöser Zeitpläne (Stundenpläne, 
Schichtpläne), die Körper und Zeit optimal nutzen. 

●​ Die Organisation der Genese: Die kontinuierliche Kumulation von Wissen und 
Fähigkeiten (Prüfungen, Fortschrittsberichte) zur Herstellung nützlicher Individuen. 



Diese Techniken erzeugen ein atomisiertes, messbares und kontrollierbares Individuum – das 
disziplinierte Subjekt. 

Als ideales Modell der Disziplinarmacht dient Foucault das von Jeremy Bentham Ende des 18. 
Jahrhunderts entworfene Gefängnis, das Panoptikum (Panopticon). Das Panoptikum besteht 
aus einem Ringgebäude (den Zellen) und einem Zentralturm in der Mitte. Die Zellen sind so 
beleuchtet, dass die Insassen nicht sehen können, ob der Wärter im Turm tatsächlich anwesend 
ist oder nicht. Der zentrale Effekt ist, dass die Insassen (Subjekte) permanent davon ausgehen 
müssen, beobachtet zu werden. Die Macht muss nicht real ausgeübt werden, um wirksam zu 
sein. Die permanente, gewusste Sichtbarkeit führt dazu, dass das Subjekt die Kontrolle 
internalisiert. Der Einzelne wird zu seinem eigenen Überwacher. Er korrigiert sein Verhalten 
automatisch und konform zur Norm, da er immer unter Beobachtung steht. Die Macht wird 
automatisch und unpersönlich. Die Effizienz der Macht beruht auf  der Asymmetrie (Sehen ohne 
gesehen zu werden) und der psychologischen Induktion der Selbstkontrolle. 

Foucault erweitert das Panoptismus-Modell über das Gefängnis hinaus zur Metapher für die 
gesamte Disziplinargesellschaft der Moderne. Schulen, Krankenhäuser, Fabriken oder auch 
moderne Bürostrukturen funktionieren nach panoptischen Prinzipien der permanenten 
Messung, Hierarchisierung und Individualisierung (z.B. durch Leistungsbeurteilungen und 
Mitarbeitergespräche). Das Wissen (Statistiken, Akten, Berichte) über das disziplinierte 
Individuum wird zur Grundlage für die effiziente Verwaltung und Steuerung der Bevölkerung. Die 
moderne Macht ist administrativer und wissensbasierter Natur. 
 
Die Fallstudie der Disziplinarmacht liefert die empirische Grundlage für Foucaults Totalverdacht 
gegen die Rationalität. Foucault zeigt, dass die Rationalität (die effiziente Organisation, die 
wissenschaftliche Messung, die humanistische Zielsetzung der Besserung) kein Gegenpol zur 
Unterdrückung ist, sondern ihre Methode. Die Aufklärung lieferte die Techniken, die die 
Disziplinarmacht erst effizient machten. Der Panoptismus ist die architektonische Umsetzung 
der Normalisierung. Die universellen Normen der Aufklärung werden in Massstäbe verwandelt, 
die jeden Einzelnen klassifizieren und korrigieren sollen. Der Zwang zur Rationalität (der Zwang 
des besseren Arguments) kann daher als eine weitere panoptische Technik der Selbstkontrolle 
und Normalisierung interpretiert werden. 
 

5.1.3 Biomacht (Biopouvoir) und Gouvernementalität 
Die Analyse der Disziplinarmacht beschreibt, wie die moderne Macht den einzelnen Körper 
formt und kontrolliert. Michel Foucaults Konzept der Biomacht (Biopouvoir) erweitert diese 
Analyse auf die Ebene der Gesamtbevölkerung (population). Die Biomacht ist die zweite Säule 
der modernen Machtausübung, die sich nicht mehr auf die rohe Macht des Tötens, sondern auf 
die optimale Verwaltung und Steuerung des Lebens richtet.. 

Die Verschiebung der Macht von der Bestrafung zum Tod zur 
optimalen Verwaltung des Lebens  
Foucault identifiziert einen historischen Bruch in der Art und Weise, wie die politische Macht ihr 
Verhältnis zum Leben und zum Tod definiert. Im alten Modell der Souveränitätsmacht war Macht 
des Souveräns war Macht des Abzugs (pouvoir de prélèvement): Sie wurde primär durch das 



Recht, zu nehmen (Steuern, Güter, Leben), definiert. Die ultimative Macht war das Recht über 
Leben und Tod (droit de vie et de mort), das oft durch die öffentliche Hinrichtung ausgeübt 
wurde. Die Macht zeigte sich im Zulassen oder Nehmen des Todes. Die moderne Macht oder 
Biomacht richtet sich auf das Leben selbst. Ihr Ziel ist es nicht, zu töten, sondern zu optimieren, 
zu produzieren und zu steuern. Die Macht zeigt sich im Management, in der Förderung und in 
der Sicherstellung des Lebens. 
 
Die Biomacht entfaltet sich auf zwei sich ergänzenden Achsen, die beide auf die Verwaltung 
des Lebens abzielen: Zum einen die Disziplinarmacht (Anatomo-Politik des Körpers), die auf 
den einzelnen, disziplinierten Körper als Maschine zielt. Es geht hier um die Steigerung der 
Nützlichkeit und der Gehorsamkeit durch genaue Messung und Korrektur (z.B. Fabriken, 
Schulen, Kasernen). Zum anderen die Bio-Politik, die auf den Kollektivkörper der Bevölkerung 
gerichtet ist und die eigentliche Biomacht ausmacht. Ihr Ziel ist das Management der 
biologischen Prozesse (Lebensprozesse) der Masse, die als politisches und wissenschaftliches 
Problemfeld erscheint. Objekte der Steuerung sind dabei z.B. Geburtenrate (Fruchtbarkeit), 
Morbidität (Krankheitshäufigkeit), Langlebigkeit, öffentliche Gesundheit, Hygiene, Wohnen und 
die Optimierung der Produktivität der Bevölkerung. Die Wissenschaften (z.B. Statistik, 
Demografie, Ökonomie) liefern das Wissen (savoir), das zur Berechnung dieser Prozesse 
notwendig ist, um die Gesamtkosten zu kontrollieren und den Nutzen der Bevölkerung zu 
maximieren. 

Die Biomacht hat eine tiefgreifende Konsequenz: Das Leben selbst – die biologischen Prozesse 
des Menschen – wird zu einem Objekt der politischen Strategie und der ökonomischen 
Steuerung. Der Staat und die Institutionen sichern nicht nur das Leben, sie optimieren es. 
Gesundheitssysteme, Sozialversicherungen, Rentensysteme sind biopolitische Instrumente, die 
darauf abzielen, die Leistungsfähigkeit und die Stabilität des Kollektivkörpers zu gewährleisten.. 
 
Die Analyse der Biomacht ist eine radikale Kritik an jedem Universalismus und humanitären 
Anspruch, der die politische Dimension der Lebensverwaltung ausblendet. Die humanitäre 
Sorge um das Leben (Gesundheit, Wohlergehen, Sicherheit), die oft in den normativen 
Theorien als moralische Pflicht erscheint, ist für Foucault untrennbar mit den Technologien der 
Kontrolle verbunden. Die rationale Verwaltung des Lebens durch den Staat ist selbst ein 
Machtphänomen. Die Kommunikative Vernunft (Habermas) strebt nach Universalität und 
Gerechtigkeit. Foucault argumentiert hingegen, dass die Basis für diese Forderungen (das 
Wohlergehen des Subjekts, seine Teilhabe) bereits durch die Biomacht konstruiert ist. Die 
Regeln der Teilhabe im Diskurs sind historisch bedingt und eng mit den biopolitischen Kriterien 
der Normalität und Nützlichkeit verknüpft. Es wäre naiv, die moralischen Forderungen der 
Vernunft als reine Ethik zu sehen, da sie selbst immer auch als Ausdruck eines historisch 
kontingenten Regimes der Lebensverwaltung sind. 
 
Gouvernementalität: Die Kunst des Regierens durch die Verbindung von 
Machttechnologien und Wissen  
 
Michel Foucault vertieft seine Analyse der Biomacht durch das Konzept der Gouvernementalität 
(gouvernementalité). Mit diesem Begriff beschreibt er eine spezifische „Kunst des Regierens“, 
die sich in der westlichen Moderne herausgebildet hat und die weit über das klassische 
Verständnis von staatlicher Souveränität hinausgeht. Gouvernementalität bezeichnet die 
komplexe Verbindung von Machttechnologien und Wissen, die darauf abzielt, das Verhalten von 



Individuen und der Bevölkerung insgesamt auf rationale Weise zu steuern. 
 
Foucault versteht unter Gouvernementalität ein Ensemble, das aus Institutionen, Verfahren, 
Analysen und Reflexionen besteht. Diese ermöglichen die Ausübung einer ganz spezifischen 
Machtform, deren Hauptziel die Bevölkerung ist. Während die Souveränitätsmacht über ein 
Territorium herrschte, regiert die Gouvernementalität über Menschen in ihrem Verhältnis zu 
Dingen, zur Gesundheit, zur Produktivität und zum Überleben. Das Fundament dieser 
Regierungsweise ist ein tiefgreifendes Wissen, das in Form von Statistiken, Ökonomie und 
Soziologie bereitgestellt wird. Erst durch die quantitative Erfassung der Bevölkerung 
(Geburtenraten, Krankheitsstatistiken, ökonomische Kreisläufe) wird das menschliche Leben für 
die Macht kalkulierbar und damit steuerbar. 
 
Ein entscheidender Aspekt der Gouvernementalität ist die Verschränkung von Fremdführung 
und Selbstführung. Regieren bedeutet hier nicht mehr nur den äußeren Zwang durch Gesetze, 
sondern die „Führung von Führungen“ (la conduite des conduites). Die Macht wirkt indirekt, 
indem sie Rahmenbedingungen schafft, innerhalb derer sich die Individuen „frei“ bewegen, 
während sie gleichzeitig dazu angehalten werden, sich selbst im Sinne der gesellschaftlichen 
Normen zu optimieren. Dies führt zu einer neuen Form der Subjektivierung: Der Einzelne wird 
zum „Unternehmer seiner selbst“, der seine Gesundheit, seine Bildung und seine sozialen 
Beziehungen nach dem Modell ökonomischer Vernunft verwaltet. 
 
Damit radikalisiert Foucault seine Kritik an der Vernunft. Die Rationalität erscheint in diesem 
Licht nicht als ein neutrales Werkzeug der Befreiung oder der objektiven Erkenntnis, sondern 
als die logische Struktur der Machtausübung selbst. Wenn Habermas in seiner Theorie der 
kommunikativen Vernunft auf die Kraft des besseren Arguments und die vernunftgesteuerte 
Konsensbildung setzt, würde Foucault entgegnen, dass genau diese Prozeduren Teil einer 
gouvernementalen Strategie sind. Die Forderung nach rationaler Rechtfertigung und die Regeln 
des diskursiven Austauschs dienen in dieser Lesart dazu, das Verhalten der Individuen 
berechenbar zu machen und sie in ein System der gegenseitigen Überwachung und 
Normalisierung einzugliedern. 
 
Die Gouvernementalität zeigt somit auf, dass die moderne Freiheit und die moderne Vernunft 
keine Gegensätze zur Macht sind, sondern deren subtilste Instrumente. Die Freiheit wird zur 
Voraussetzung der Machtausübung: Nur wer als freies, rationales Subjekt adressiert wird, kann 
durch die Techniken der Selbstführung effizient regiert werden. Dies stellt die Kommunikative 
Vernunft vor die fundamentale Frage, ob ein Diskurs überhaupt jemals jenseits dieser 
gouvernementalen Steuerungslogik existieren kann oder ob die Idealität der Verständigung 
lediglich die Perfektionierung der modernen Regierungskunst darstellt. 
 
Die Subjektivierung durch die Sorge um sich selbst: Die Macht wirkt nicht nur von oben, 
sondern wird als Selbstkontrolle internalisiert  
 
In seinem Spätwerk, insbesondere in den letzten Bänden von Sexualität und Wahrheit, erweitert 
Michel Foucault seine Analyse der Macht um die Dimension der Subjektivierung 
(subjectivation). Er zeigt auf, dass die Macht nicht nur als äußere Disziplinierung oder als 
biopolitische Verwaltung fungiert, sondern sich tief in die Art und Weise einschreibt, wie 
Individuen sich selbst wahrnehmen und gestalten. Die Macht wirkt nicht länger nur als ein 
repressiver Druck von oben, sondern wird durch die „Sorge um sich selbst“ (le souci de soi) als 



permanente Selbstkontrolle und Selbstoptimierung internalisiert. 
 
Der Prozess der Subjektivierung beschreibt die paradoxe Situation, in der ein Mensch erst 
dadurch zum handelnden Subjekt wird, dass er sich bestimmten Macht/Wissens-Regimen 
unterwirft. Foucault analysiert hierfür die „Technologien des Selbst“: Praktiken, die es dem 
Einzelnen ermöglichen, Operationen an seinem eigenen Körper, seiner Seele und seinem 
Denken vorzunehmen, um einen bestimmten Zustand der Vollkommenheit oder Reinheit zu 
erreichen. In der Moderne sind diese Praktiken untrennbar mit den Humanwissenschaften 
verknüpft. Psychologie, Pädagogik und Medizin liefern die Normen, nach denen das Individuum 
sein inneres Erleben prüft, seine Wünsche gesteht und sein Verhalten korrigiert. Das Subjekt ist 
somit kein autonomer Ursprung der Vernunft, sondern das Resultat einer beständigen Arbeit an 
sich selbst, die sich an gesellschaftlich vorgegebenen ˋWahrheitsregimen orientiert. 
 
Die Internalisierung der Macht führt dazu, dass das Individuum die Überwachung und 
Normalisierung selbst übernimmt. Anstatt durch äußeren Zwang gefügig gemacht zu werden, 
strebt das moderne Subjekt aus eigenem Antrieb danach, gesund, produktiv, rational und 
„normal“ zu sein. Die Freiheit erscheint hierbei nicht als Abwesenheit von Macht, sondern als 
der Raum, in dem das Subjekt die Machtbeziehungen produktiv in die eigene Lebensführung 
integriert. Foucault deckt auf, dass gerade dort, wo wir uns am freiesten wähnen – in der 
Selbstverwirklichung und der Sorge um unsere Identität –, die Machttechnologien am 
effektivsten wirken, da sie nicht mehr als fremder Wille, sondern als eigenes Bedürfnis erfahren 
werden. 
 
Wenn das Subjekt und seine Wünsche nach Verständigung bereits Effekte einer internalisierten 
Machtstruktur sind, dann kann die Berufung auf die „Autonomie“ des Sprechers keine 
herrschaftsfreie Basis mehr bieten. Für Foucault ist das Ziel der Philosophie daher nicht die 
Rekonstruktion universeller Normen, sondern die Ablösung von diesen 
Normalisierungsprozessen durch eine „Ästhetik der Existenz“. Die Herausforderung für die 
Diskursethik besteht darin, nachzuweisen, dass es eine Form der Rationalität gibt, die nicht 
bloß eine subtile Technik der Selbstdisziplinierung ist, sondern tatsächlich eine transzendentale 
Grenze gegenüber der totalen Durchdringung durch die Macht markiert. 
 

5.2 Jean-François Lyotard – Das Ende der großen 
Erzählungen 
Jean-François Lyotard (1924–1998) gilt als der strategische Theoretiker der Postmoderne. 
Während Michel Foucault die Vernunft durch die Analyse der Macht/Wissens-Komplexe 
dezentrierte, konzentriert sich Lyotard in seinem wegweisenden Werk Das postmoderne Wissen 
auf die Legitimationskrise der modernen Rationalität. 
 
Sein Denken markiert einen radikalen Bruch mit der europäischen Tradition der Aufklärung und 
des Idealismus. Lyotards Philosophie lässt sich durch drei zentrale Motive charakterisieren: 

●​ Der Unglaube gegenüber den Meta-Erzählungen: Lyotard definiert die Postmoderne als 
den Zustand, in dem die „großen Erzählungen“ (Grands Récits) – wie die Befreiung der 
Menschheit oder der Fortschritt des Geistes – ihre Überzeugungskraft verloren haben. 

●​ Die Pluralität der Sprachspiele: In Anlehnung an den späten Wittgenstein begreift Lyotard 



das Wissen nicht als Einheit, sondern als eine Vielzahl heterogener und 
inkommensurabler Sprachspiele, die jeweils eigenen, lokalen Regeln folgen. 

●​ Der Widerstand gegen den Konsens: Lyotards radikalste These ist die Ablehnung des 
Konsenses als Ziel der Verständigung. Für ihn ist der Konsens eine Form der 
„Vergewaltigung“ der Vielfalt; er setzt stattdessen auf die Paralogie – das Erfinden neuer 
Regeln und das Aushalten des Dissenses. 

 
Lyotard erklärt das „Projekt der Moderne“ letztlich für gescheitert. Er sieht in jedem Versuch, 
eine universelle Rationalität zu begründen, eine totalitäre Tendenz, die die Differenz unterdrückt. 
Die Auseinandersetzung mit Lyotard führt uns ins Zentrum der Debatte um die Geltung: Wenn 
es keine universelle Meta-Erzählung mehr gibt, die das Wissen legitimiert, worauf gründet sich 
dann noch die Kritik an der Macht? 
 
5.2.1 Der Zustand des Postmodernen Wissens: Die Krise der 
Legitimation 

Jean-François Lyotard entwickelt seine Diagnose des postmodernen Zustands, indem er die 
strukturelle Funktion und das anschließende Scheitern der sogenannten Meta-Erzählungen 
(Grands Récits) seziert. Er versteht unter einer Meta-Erzählung weit mehr als bloße Fiktion oder 
Mythologie; sie ist eine diskursive Strategie der Selbstlegitimation, die das Fundament der 
gesamten westlichen Moderne bildete. In der Moderne war Wissen nicht allein durch seine 
interne Richtigkeit oder funktionale Effizienz gerechtfertigt; es bedurfte eines übergeordneten, 
sinnstiftenden Gewebes, das erklärte, warum dieses Wissen für die Menschheit wertvoll, 
notwendig oder wahr sei. Lyotard zeigt auf, dass die Moderne zwei archetypische 
Legitimationserzählungen entwickelt hat, um diese Begründungslast zu tragen: die politische 
Erzählung der Emanzipation und die philosophische Erzählung der spekulativen Einheit des 
Geistes. 
 
Die politische Erzählung, deren Wurzeln in der Aufklärung und der Französischen Revolution 
liegen, legitimiert Wissen durch seinen Beitrag zur Freiheit. Hier fungiert die Menschheit oder 
das „Volk“ als das kollektive Subjekt der Geschichte, und das Ziel des Wissenserwerbs ist die 
sukzessive Befreiung von Unterdrückung, religiösem Dogmatismus und materieller Not. Wissen 
wird in diesem Kontext dann als „wahr“ oder „berechtigt“ anerkannt, wenn es den Menschen 
hilft, ihre Autonomie zu erlangen und eine gerechte Gesellschaft zu formen. Demgegenüber 
steht die spekulative Erzählung des deutschen Idealismus, exemplarisch verkörpert durch 
Hegel. In diesem Modell wird Wissen durch seine Eingliederung in ein universelles, 
teleologisches System gerechtfertigt. Wahres Wissen ist hier jener Teilprozess, in dem sich der 
„Geist“ zu sich selbst hin entwickelt, wobei alle partikularen Wissensformen in einer großen, 
alles umfassenden Totalität aufgehen. Beide Erzählungen dienten als eine Art transzendentale 
Garantie, die den Anspruch erhob, die Vielfalt lokaler Sprachspiele unter einem universellen 
Dach der Vernunft zu vereinen. 
 
Die Definition der Postmoderne: Der Zustand der Kultur nach der Entwertung der 
Meta-Erzählungen (Grands Récits)  
 
Die Postmoderne setzt genau an jenem Punkt ein, an dem diese großen Sinnentwürfe ihre 
bindende Überzeugungskraft verlieren. Lyotard argumentiert, dass dieser „Unglaube“ 



gegenüber den Meta-Erzählungen das zwangsläufige Resultat eines inneren Zerfallsprozesses 
der Moderne selbst ist. Die Wissenschaften haben sich im Zuge ihrer Professionalisierung so 
weit spezialisiert und technisiert, dass sie die philosophische oder moralische Bevormundung 
durch ein übergeordnetes „System“ nicht mehr benötigen. Ein zeitgenössischer Forscher 
braucht keine Erzählung über die moralische Vervollkommnung der Menschheit mehr, um die 
Gültigkeit einer mathematischen Formel oder eines biochemischen Prozesses zu untermauern; 
das Sprachspiel der Wissenschaft legitimiert sich heute rein intern durch seine technische 
Performanz, seine Beweisregeln und seine operativen Ergebnisse. Damit bricht der 
metaphysische Baldachin zusammen, der die verschiedenen Lebensbereiche – Wissenschaft, 
Ethik, Kunst – früher in einem gemeinsamen Horizont miteinander verknüpfte. 
 
Dieser Zusammenbruch hat fundamentale Konsequenzen für das Verständnis von Wahrheit und 
sozialer Gerechtigkeit. Wenn die Meta-Erzählungen wegfallen, verschwindet auch der neutrale 
Boden, auf dem universelle Normen für alle Menschen gleichermaßen begründet werden 
könnten. Jedes Sprachspiel wird autonom und folgt einer eigenen, lokalen Logik, die für 
Außenstehende oft unverständlich bleibt. Lyotard sieht in diesem Prozess jedoch nicht nur 
einen Verlust, sondern vor allem eine Befreiung von der Zwangsherrschaft der Totalität. Die 
Moderne versuchte stets, die Vielfalt der menschlichen Existenz unter eine einzige, alles 
beherrschende Vernunft zu zwingen, was historisch oft zur Unterdrückung des Besonderen und 
zur gewaltsamen Ausgrenzung des Abweichenden führte. In der Postmoderne hingegen wird 
die Pluralität der „kleinen Erzählungen“ (Petits Récits) sichtbar, die nicht mehr beanspruchen, 
eine universelle Wahrheit zu verkünden, sondern lediglich innerhalb ihres begrenzten, 
kontingenten Kontextes Geltung beanspruchen. 
 
Habermas’ Versuch, das Projekt der Moderne durch die Rekonstruktion universeller 
Geltungsansprüche zu retten, erscheint aus Lyotards Perspektive wie der letzte, nostalgische 
Versuch, eine verlorene Meta-Erzählung künstlich am Leben zu erhalten. Lyotard wirft 
Habermas vor, die faktische Inkommensurabilität – die Unvereinbarkeit der verschiedenen 
Sprachspiele – zu ignorieren. Der Wunsch nach einem universalen Konsens ist für Lyotard kein 
Ausdruck von Freiheit, sondern ein gefährlicher Wunsch nach einer Einheit, die in einer 
komplexen, fragmentierten Welt nur durch den Ausschluss der Differenz erkauft werden kann. 
Wahre Emanzipation liegt für den postmodernen Denker nicht im Finden einer gemeinsamen 
Sprache, sondern im entschlossenen Anerkennen und Verteidigen der unauflösbaren 
Verschiedenheit. 
 
Die Kritik der Meta-Erzählungen (Grands Récits): Die Ablehnung der großen, 
universellen Legitimationsnarrative der Moderne 
 
Jean-François Lyotard setzt sich ausführlich mit der inhaltlichen Beschaffenheit jener „Großen 
Erzählungen“, die über Jahrhunderte hinweg das Rückgrat des europäischen 
Selbstverständnisses bildeten, auseinander. Er argumentiert, dass die Moderne sich dadurch 
definierte, Wissen nicht bloß anzuhäufen, sondern es in einen Sinnzusammenhang zu stellen, 
der über die bloße Zweckmäßigkeit hinausging. Lyotard identifiziert dabei zwei dominante 
Typen von Legitimationserzählungen, die er einer scharfen Kritik unterzieht: die Erzählung der 
Emanzipation und die Erzählung der spekulativen Einheit. 
 
Die Erzählung der Emanzipation, die eng mit dem Erbe der Aufklärung und später mit dem 



Marxismus verknüpft ist, betrachtet die Geschichte als einen linearen Weg zur Freiheit. In 
diesem Narrativ wird die Wissenschaft als eine Kraft begriffen, die den Menschen aus seiner 
selbstverschuldeten Unmündigkeit herausführt. Das Wissen dient hier einem 
moralisch-politischen Zweck: Es soll die Menschheit von Unterdrückung, Aberglauben und 
Ungerechtigkeit befreien. Lyotard kritisiert hierbei, dass diese Erzählung das Wissen 
instrumentalisiert und ihm eine teleologische, also zielgerichtete Last aufbürdet, die es heute 
nicht mehr tragen kann. Das Versprechen, dass mehr Wissen automatisch zu mehr Freiheit 
führt, wurde durch die totalitären Erfahrungen des 20. Jahrhunderts, in denen gerade 
rationalisierte Systeme zur Unterdrückung genutzt wurden, fundamental erschüttert. 
 
Die zweite große Erzählung ist die der spekulativen Einheit, wie sie im deutschen Idealismus, 
insbesondere bei Hegel, ihren Höhepunkt fand. Hier geht es nicht primär um politische 
Befreiung, sondern um die totale Integration allen Wissens in ein philosophisches 
Gesamtsystem. In dieser Erzählung wird die Universität als der Ort begriffen, an dem der „Geist“ 
sich seiner selbst bewusst wird. Jedes einzelne Wissensfragment – sei es aus der Physik, der 
Geschichte oder der Kunst – erhält seinen Wert erst dadurch, dass es einen Platz im großen 
Puzzle der Wahrheit einnimmt. Lyotard lehnt dieses Modell ab, da es eine künstliche Harmonie 
erzwingt. Er zeigt auf, dass die modernen Wissenschaften längst aus diesem Korsett 
ausgebrochen sind. Sie streben nicht mehr nach einer spekulativen Einheit, sondern 
funktionieren als spezialisierte, autonome Diskurse, die sich gegenseitig oft gar nichts mehr zu 
sagen haben. 
 
Lyotards Kritik mündet in der Feststellung, dass diese Meta-Erzählungen heute nicht nur 
unglaubwürdig, sondern regelrecht gefährlich geworden sind. Er bezeichnet sie als 
„terroristisch“, da sie versuchen, die radikale Vielfalt der menschlichen Erfahrung und die 
Eigenlogik verschiedener Sprachspiele unter ein einziges Diktat der Vernunft zu zwingen. Wenn 
eine Meta-Erzählung behauptet, das „Ganze“ zu kennen, muss sie zwangsläufig alles 
unterdrücken oder als irrational brandmarken, was nicht in ihr Schema passt. Die Postmoderne 
ist für Lyotard daher die Befreiung von diesem Zwang zur Totalität. Er fordert dazu auf, die 
Sehnsucht nach einer „großen Geschichte“ aufzugeben und stattdessen die Fragmentierung als 
eine Form von Freiheit zu begreifen. 
 
Die radikale Ablehnung der Meta-Erzählungen steht im Widerspruch zum  normativen Kern der 
Moderne, Während Lyotard das Ende dieser Erzählungen feiert, warnt Habermas vor einem 
„neokonservativen“ Rückfall in die Beliebigkeit. Lyotard hingegen bleibt dabei: Jede 
Wiederbelebung einer universellen Erzählung – auch in Form einer Diskursethik – droht, die 
Differenz und die Pluralität der Stimmen erneut einem fiktiven Konsens zu opfern. Wahre 
Gerechtigkeit besteht für Lyotard nicht darin, eine gemeinsame Erzählung zu finden, sondern 
die Unmöglichkeit einer solchen anzuerkennen. 
 
Das Scheitern der Legitimation des Wissens: Die Wissenschaft wird auf 
pragmatische Performanz reduziert  
 
Der Wegfall der Meta-Erzählungen hat Konsequenzen für den Status und die Rechtfertigung 
des Wissens in der heutigen Zeit. Wenn Wissen nicht mehr durch den Beitrag zur Befreiung der 
Menschheit oder durch die Einbindung in ein philosophisches Gesamtsystem legitimiert wird, 
stellt sich die radikale Frage, worauf sich seine Geltung dann noch stützt. Lyotards Diagnose 



lautet, dass an die Stelle der Suche nach Wahrheit oder Gerechtigkeit ein neues, 
technokratisches Kriterium getreten ist: die Pragmatik der Performanz (Leistung). 
 
Unter Performanz versteht Lyotard das Prinzip der Maximierung des Outputs bei minimalem 
Input. In einer Welt, die vom „Unglauben“ gegenüber großen Sinnentwürfen geprägt ist, wird 
Wissen zu einer bloßen Ware innerhalb des globalen Informationsflusses. Die alles 
entscheidende Frage lautet nicht mehr: „Ist das wahr?“, sondern vielmehr: „Wozu dient es?“ und 
„Ist es verkäuflich?“. Das Wissen wird funktionalisiert und auf seine technologische und 
ökonomische Brauchbarkeit reduziert. In diesem Sinne wird die Wissenschaft zu einer 
Unterabteilung der Ökonomie und der Machtpolitik. Wer über das effizienteste Wissen verfügt, 
steigert seine Macht, und diese Macht wiederum ermöglicht es, noch effizienteres Wissen zu 
produzieren. Es entsteht ein geschlossener Kreislauf, in dem die Legitimation des Wissens rein 
selbstbezüglich durch seine faktische Leistungsfähigkeit erfolgt. 
 
Diese Verschiebung zur Performanz hat tiefgreifende Auswirkungen auf die Institution der 
Universität und die Forschung. Lyotard beschreibt, wie die klassische Bildungsidee (Bildung als 
Selbstzweck) durch das Ideal der „Kompetenzvermittlung“ ersetzt wird. Wissen, das sich nicht 
unmittelbar in technologische Innovationen oder administrative Optimierung übersetzen lässt – 
wie etwa weite Teile der Geisteswissenschaften oder spekulative Theoriebildung –, gerät unter 
massiven Legitimationsdruck. In der postmodernen Wissensgesellschaft wird das, was nicht 
„operationalisierbar“ ist oder nicht in die Logik der Computer- und Informationssysteme passt, 
tendenziell aussortiert oder als irrelevant stigmatisiert. Die Wahrheit wird so zu einem 
Nebenprodukt der technologischen Machtausübung degradiert. 
 
Lyotard sieht in dieser Dominanz der Performanz eine neue, subtile Form des Terrors. Während 
die alten Meta-Erzählungen versuchten, durch Überzeugung und Sinngebung zu führen, 
herrscht die Performanz durch die nackte Logik der Effizienz. Wer nicht „performt“, fällt aus dem 
System heraus. Dies führt zu einer Entmenschlichung des Wissensdiskurses, da ethische 
Einwände oder Fragen nach dem Sinn der technischen Entwicklung als „Sand im Getriebe“ der 
funktionalen Abläufe wahrgenommen werden. Die einzige „Gerechtigkeit“, die dieses System 
kennt, ist die optimale Funktionalität des Ganzen, was Lyotard als eine technokratische 
Fortführung des totalitären Denkens unter anderen Vorzeichen interpretiert. 
 
Diese Analyse bildet einen scharfen Kontrast zur Position von Jürgen Habermas. Für Habermas 
ist die Kolonialisierung der Lebenswelt durch systemische Imperative (wie Geld und Macht) 
zwar eine Gefahr, doch er glaubt an die Kraft der kommunikativen Vernunft, um diesen Prozess 
aufzuhalten und das Wissen wieder an normative Geltungsansprüche zu binden. Lyotard 
hingegen ist weitaus skeptischer: Er sieht in der kommunikativen Vernunft selbst die Gefahr, 
dass sie – unter dem Vorwand des Konsenses – lediglich dazu dient, die Individuen noch 
effizienter in die performativen Strukturen des Systems einzugliedern. Für Lyotard gibt es kein 
„Zurück“ zu einer moralisch legitimierten Wissenschaft; der Widerstand kann nur darin 
bestehen, die Logik der Performanz durch die Erfindung neuer, unvorhersehbarer Sprachspiele 
(Paralogie) immer wieder zu unterlaufen. 
 
Der Zerfall in lokale Sprachspiele: Die universellen Ansprüche zerfallen in die lokale, 
kontingente Spiele der Wissenschaft, des Rechts und der Verwaltung  
 
Die finale Konsequenz aus dem Zusammenbruch der Meta-Erzählungen und dem Aufstieg der 



Performanzlogik ist für Lyotard die vollständige Fragmentierung des Wissensraumes in eine 
Vielzahl lokaler und kontingenter Sprachspiele. Wenn die universellen 
Begründungszusammenhänge der Moderne wegfallen, verliert das Wissen seine einheitliche 
architektonische Struktur. An die Stelle einer hierarchisch geordneten „Kathedrale des 
Wissens“, in der jeder Bereich seinen festen Platz unter dem Dach der Philosophie hatte, tritt 
das Bild eines Archipels – eine Ansammlung isolierter Inseln, die jeweils nach eigenen, 
inkommensurablen Regeln funktionieren. 
 
Der Zerfall in lokale Sprachspiele bedeutet, dass Bereiche wie die Wissenschaft, das Recht, die 
Kunst oder die Verwaltung nicht mehr beanspruchen können, Teil einer gemeinsamen 
menschlichen Vernunft zu sein. Jedes dieser Felder entwickelt eine hochspezialisierte 
Eigensprache mit internen Validierungskriterien. In der Wissenschaft etwa gilt eine Aussage als 
legitim, wenn sie den formalen Anforderungen der Beweisführung und der experimentellen 
Wiederholbarkeit genügt; im Recht hingegen zählt die Kohärenz mit bestehenden Normen und 
Verfahrensvorschriften. Lyotard betont, dass es zwischen diesen Spielen keinen „Metadiskurs“ 
mehr gibt, der schlichtend oder einigend eingreifen könnte. Ein wissenschaftliches Argument 
hat im Sprachspiel der Ethik keine automatische Autorität, und eine moralische Überzeugung 
kann die interne Logik einer administrativen Effizienzrechnung nicht ohne Weiteres außer Kraft 
setzen. 
 
Diese Lokalisierung des Wissens führt dazu, dass Geltungsansprüche ihre universelle 
Reichweite verlieren und „kontingent“ werden – das heißt, sie sind abhängig vom jeweiligen 
Kontext und könnten auch ganz anders lauten. Es gibt keine übergeordnete Instanz mehr, die 
garantieren könnte, dass das, was wir in der Wissenschaft als „wahr“ bezeichnen, auch im 
täglichen Zusammenleben als „gut“ oder „gerecht“ gelten muss. Das soziale Band der 
Gesellschaft besteht für Lyotard daher nicht mehr aus einem gemeinsamen Glauben an große 
Ideale, sondern aus einer Unzahl von mikrologischen Interaktionen und Sprachzügen. Das 
Individuum findet sich an der Kreuzung verschiedener Sprachspiele wieder, zwischen denen es 
ständig hin- und herwechseln muss, ohne jemals eine endgültige, alles umfassende Identität 
oder Wahrheit zu finden. 
 
Lyotard sieht in diesem Zerfall eine unhintergehbare Realität der Postmoderne. Er argumentiert, 
dass jeder Versuch, diese Fragmente künstlich wieder zu einer Einheit zusammenzufügen, 
notwendigerweise in Gewalt umschlagen muss. Wenn ein Sprachspiel versucht, seine Regeln 
einem anderen aufzuzwingen – wenn etwa die ökonomische Verwaltung vorschreibt, was in der 
Kunst als wertvoll zu gelten hat –, entsteht das, was Lyotard einen „Widerstreit“ (Le Différend) 
nennt: Ein Unrecht, das nicht einmal mehr artikuliert werden kann, weil die Sprache des Opfers 
in der Sprache des dominanten Systems gar nicht vorgesehen ist. Die Gerechtigkeit der 
Postmoderne besteht für Lyotard daher gerade darin, die Autonomie dieser lokalen Spiele zu 
respektieren und auf den Größenwahn einer universellen Synthese zu verzichten. 
 
Diese Diagnose ist eine fundamentale Absage an die Idee der „kommunikativen Vernunft“, 
genau jene Brücken zwischen den verschiedenen Lebensbereichen wieder aufzubauen, die 
Lyotard für endgültig eingestürzt erklärt. Wo Habermas die Möglichkeit einer „universellen 
Pragmatik“ sieht, die alle Sprecher verbindet, sieht Lyotard nur eine Vielzahl heterogener 
Regeln, die nicht zur Deckung gebracht werden können. Während Habermas befürchtet, dass 
der Zerfall der Vernunft in die Barbarei führt, behauptet Lyotard, dass erst das Anerkennen 
dieser Fragmentierung uns vor dem Totalitarismus des Einheitsdenkens bewahrt. Die 



universelle Vernunft ist für Lyotard kein rettendes Ufer, sondern ein Relikt jener großen 
Erzählungen, die in der Postmoderne ihren Kredit verspielt haben. 
 
5.2.2 Die Fragmentierung des Wissens und die Inkommensurabilität 
der Sprachspiele  

Jean-François Lyotard vertieft die theoretische Fundierung seiner Postmoderne-Diagnose, 
indem er eine der einflussreichsten Strömungen der analytischen Philosophie für seine Zwecke 
transformiert: die Spätphilosophie von Ludwig Wittgenstein. Während wir in den 
vorangegangenen Kapiteln gesehen haben, wie Wittgenstein den Fokus von der Abbildung der 
Welt auf den Gebrauch der Sprache verschob, radikalisiert Lyotard diese Einsicht, um den 
endgültigen Bruch mit der Idee einer einheitlichen Vernunft zu begründen. Das Wissen wird hier 
nicht mehr als ein kohärentes Gebäude begriffen, sondern als eine unüberschaubare Vielzahl 
von lokalen und inkommensurablen Sprachspielen. 
 
Die Rezeption des späten Wittgenstein 

Lyotard übernimmt von Wittgenstein die zentrale Metapher der Sprachspiele, um zu 
verdeutlichen, dass jede Form von Wissen – sei es die theoretische Physik, das Strafrecht, die 
Kunstkritik oder das alltägliche Erzählen – nach eigenen, internen Regeln funktioniert. Ein 
Sprachspiel ist für ihn ein in sich geschlossenes System, in dem bestimmte „Züge“ erlaubt sind 
und andere nicht. Der entscheidende Punkt ist hierbei die Heterogenität: Die Regeln, die im 
Sprachspiel der Wissenschaft eine Aussage als „wahr“ legitimieren, haben im Sprachspiel der 
Ethik oder der Ästhetik keinerlei Geltung. Wissen ist somit an seinen spezifischen 
Gebrauchskontext gebunden; es gibt keine „Sprache an sich“, sondern nur ein Geflecht von 
Praktiken, die jeweils ihre eigene, lokale Rationalität hervorbringen. 
 
Die radikale Wendung, die Lyotard vollzieht, liegt im Begriff der Inkommensurabilität, also der 
Unvergleichbarkeit und Unvereinbarkeit dieser Spiele. Während man bei Wittgenstein noch die 
Hoffnung auf „Familienähnlichkeiten“ oder überlappende Horizonte finden konnte, betont 
Lyotard die unüberbrückbaren Klüfte zwischen den Diskursen. Er argumentiert, dass es keine 
übergeordnete Metasprache gibt, die als neutraler Richter zwischen den verschiedenen 
Sprachspielen vermitteln könnte. Wenn ein Konflikt zwischen zwei Diskursen auftritt – etwa 
wenn ein technologischer Fortschritt moralisch verurteilt wird –, existiert kein universeller 
Maßstab, um diesen Streit „vernünftig“ zu entscheiden. Jedes Urteil, das die Regeln des einen 
Spiels auf das andere anwendet, begeht eine Form von Unrecht, da es die Eigenlogik des 
fremden Sprachspiels missachtet und unterdrückt. 
 
Diese Fragmentierung des Wissensraums führt dazu, dass der moderne Begriff der „Wahrheit“ 
durch den Begriff der „Regelgerechtigkeit“ ersetzt wird. Wissen ist nicht mehr die 
Übereinstimmung mit einer objektiven Realität, sondern das geschickte Agieren innerhalb der 
Grenzen eines spezifischen Spiels. Lyotard sieht darin den endgültigen Beweis für das 
Scheitern der Aufklärung: Die Idee einer universellen, menschlichen Vernunft, die alle 
Lebensbereiche harmonisch ordnet, entpuppt sich als eine Illusion, die der tatsächlichen Vielfalt 
der Sprachpraktiken nicht gerecht wird. Die Postmoderne ist der Zustand, in dem wir 
anerkennen müssen, dass wir auf verschiedenen, voneinander getrennten Inseln des Wissens 
leben, ohne dass ein gemeinsames Festland existiert. 



 
Habermas versuchte in seiner „Universalpragmatik“ nachzuweisen, dass es formale 
Bedingungen der Kommunikation gibt, die in jedem Sprachspiel gleichermaßen gelten – etwa 
der Anspruch auf Wahrheit, Wahrhaftigkeit und Richtigkeit. Lyotard hingegen erklärt genau 
dieses Unterfangen für gescheitert. Für ihn ist die Suche nach universellen Geltungsansprüchen 
ein Rückfall in das totalitäre Denken der Meta-Erzählungen. Er wirft Habermas vor, die radikale 
Andersheit der verschiedenen Diskurse einem künstlichen Konsenszwang zu opfern. Wahre 
Philosophie besteht für Lyotard daher nicht in der Suche nach Einheit, sondern in der 
Verteidigung der Pluralität gegen jeden Versuch, eine universelle „Vernunft“ zu diktieren. 
 
Die unterschiedlichen Regeln der Geltungsansprüche 
 
Lyotard konkretisiert die Mechanismen der inkommensurablen Sprachspiele, indem er die 
unterschiedlichen logischen Strukturen und Geltungsbedingungen analysiert, die innerhalb 
dieser Spiele herrschen. Er bricht mit der Vorstellung, dass „Wahrheit“ ein universeller 
Oberbegriff für alle Formen des Wissens sei. Stattdessen zeigt er auf, dass jede Aussage – je 
nach ihrem Satzmodus – völlig anderen Regeln der Rechtfertigung unterliegt. Lyotard 
unterscheidet hierbei primär zwischen deskriptiven, präskriptiven und evaluativen Sätzen, die 
jeweils ihre eigene, lokale Geltungslogik besitzen. 
 
Ein deskriptives Sprachspiel, wie es in den Naturwissenschaften vorherrscht, folgt dem 
Kriterium der Wahrheit im Sinne einer empirischen oder logischen Verifizierbarkeit. Hier ist die 
Geltung einer Aussage davon abhängig, ob sie den Regeln der Beweisführung und der 
Beobachtung innerhalb des wissenschaftlichen Diskurses entspricht. Ganz anders verhält es 
sich im präskriptiven Sprachspiel, das den Bereich der Ethik und des Rechts umfasst. Ein Satz 
wie „Du sollst nicht töten“ oder eine gesetzliche Verordnung beansprucht nicht „Wahrheit“ im 
Sinne einer Tatsachenbeschreibung, sondern Gerechtigkeit oder Legitimität. Lyotard betont, 
dass man die Geltung eines präskriptiven Satzes niemals aus einem deskriptiven Satz ableiten 
kann; aus der Tatsache, dass etwas ist (Sein), folgt niemals logisch zwingend, dass etwas so 
sein soll (Sollen). 
 
Diese Trennung der Geltungsbereiche führt zu einer tiefgreifenden Desintegration des 
Wissensbegriffs. In der Moderne versuchten die Meta-Erzählungen noch, diese 
unterschiedlichen Sphären zu verknüpfen – etwa indem behauptet wurde, dass der 
wissenschaftliche Fortschritt (deskriptiv) zwangsläufig zu einer gerechteren Gesellschaft 
(präskriptiv) führen müsse. Für Lyotard ist diese Verknüpfung ein illegaler Übergriff. In seinem 
Begriff der Postmoderne werden die Kriterien für das „Wahre“, das „Gerechte“ und das 
„Schöne“ als rein interne Regeln des jeweiligen Spiels verstanden. Wer versucht, ein 
Sprachspiel mit den Kriterien eines anderen zu beurteilen, begeht einen Kategorienfehler, der 
die Autonomie des jeweiligen Wissensfeldes verletzt. Das Wissen ist somit nicht mehr die 
Suche nach einer universellen Ordnung, sondern das Meistern der spezifischen Regeln, die für 
einen begrenzten Satz von Aussagen gelten. 
 
Besonders kritisch sieht Lyotard die Tendenz der zeitgenössischen Gesellschaft, alle 
Geltungsansprüche dem bereits analysierten Kriterium der Performanz zu unterwerfen. Wenn 
das System fragt, ob eine wissenschaftliche Theorie „effizient“ ist oder ob eine rechtliche Norm 
die „Produktivität“ steigert, findet eine gewaltsame Übersetzung statt. Das Sprachspiel der 
Macht und der Effizienz kolonisiert die Sprachspiele der Wahrheit und der Gerechtigkeit. In 



diesem Prozess geht die spezifische Qualität des Wissens verloren: Ein Urteil ist dann nicht 
mehr gerecht, weil es moralisch begründet ist, sondern weil es funktioniert. Lyotard fordert 
daher eine radikale Trennung der Spiele, um die Integrität der Gerechtigkeit gegenüber der 
Logik der Effizienz zu bewahren. 
 
Diese Analyse bildet das Gegenstück zur „formalen Pragmatik“ von Jürgen Habermas. Während 
Habermas argumentiert, dass jeder Sprechakt notwendigerweise universelle 
Geltungsansprüche (Wahrheit, Richtigkeit, Wahrhaftigkeit) gleichzeitig erhebt und diese im 
Diskurs miteinander vermittelt werden können, beharrt Lyotard auf deren strikter Trennung. Für 
Lyotard ist die Habermas’sche Idee, dass wir uns über die Grenzen von Sprachspielen hinweg 
auf eine gemeinsame „Richtigkeit“ einigen könnten, eine Illusion. Er sieht darin die Gefahr eines 
„totalitären Konsenses“, der die feinen Unterschiede zwischen dem, was bewiesen werden kann 
(Wissenschaft), und dem, was ethisch gefordert ist (Moral), verwischt. Wahre Rationalität 
besteht für Lyotard im Bewusstsein über die Unvereinbarkeit dieser Ansprüche. 
 
Die Inkommensurabilität  
 
Das Konzept der Inkommensurabilität (Unvergleichbarkeit) bildet die radikale Zuspitzung von 
Lyotards Denken. Während die Fragmentierung lediglich die Existenz verschiedener 
Sprachspiele feststellt, beschreibt die Inkommensurabilität das fundamentale Problem des 
Fehlens einer universellen Meta-Regel. Lyotard argumentiert, dass es in der Postmoderne 
keinen übergeordneten Schiedsrichter und kein gemeinsames Maß mehr gibt, um Konflikte 
zwischen heterogenen Diskursen auf eine für alle Seiten gerechte Weise zu lösen. 
 
Das Kernproblem der Inkommensurabilität zeigt sich im sogenannten Widerstreit (Le Différend). 
Ein Widerstreit unterscheidet sich von einer gewöhnlichen Litigaton (einem Rechtsstreit) 
dadurch, dass beim Rechtsstreit beide Parteien eine gemeinsame Sprache und anerkannte 
Regeln akzeptieren, nach denen ein Urteil gefällt werden kann. Im Widerstreit hingegen prallen 
zwei Sprachspiele aufeinander, deren Regeln absolut unverträglich sind. Lyotard verdeutlicht 
dies oft am Beispiel des Konflikts zwischen einem Überlebenden eines Konzentrationslagers 
und einem Holocaust-Leugner, der nur das Kriterium des positivistischen, wissenschaftlichen 
Beweises (Augenzeugenberichte zählen nicht, nur Dokumente der Täter) gelten lässt. Hier kann 
das Unrecht des Opfers im Sprachspiel des Leugners gar nicht artikuliert werden, ohne dessen 
Regeln bereits zu unterwerfen. Das Opfer wird zum Schweigen gebracht, weil die „Sprache des 
Gerichts“ die „Sprache des Unrechts“ nicht erfassen kann. 
 
Diese Unvergleichbarkeit bedeutet für Lyotard das Ende jeder Hoffnung auf eine universelle 
Metasprache. Es gibt keine Vernunft, die über den Sprachspielen stünde und objektiv abwägen 
könnte, ob beispielsweise das ökonomische Sprachspiel (Effizienz) oder das ökologische 
Sprachspiel (Erhalt der Biosphäre) Vorrang hat. Jede Entscheidung für eine Seite ist ein 
Machtakt, der die Regeln des unterlegenen Spiels gewaltsam unterdrückt. Die 
Inkommensurabilität entlarvt somit den Anspruch auf Universalität als eine Form der Arroganz: 
Wer behauptet, eine Meta-Regel für alle Konflikte zu besitzen, begeht laut Lyotard einen 
„Terror“, da er die Singularität und die Eigengesetzlichkeit der lokalen Diskurse negiert. 
 
Die gesellschaftliche Konsequenz dieser Diagnose ist eine radikale Pluralität. Da es kein 
gemeinsames Fundament gibt, besteht die Gerechtigkeit in der Postmoderne nicht darin, die 
Differenzen einzuebnen, sondern darin, die Zeugenschaft für den Widerstreit abzulegen. Wir 



müssen anerkennen, dass die Welt aus einer Unzahl von „kleinen Inseln“ besteht, zwischen 
denen es keine festen Brücken gibt. Das Wissen und die Politik müssen lernen, mit dieser 
Unversöhnlichkeit umzugehen, anstatt einer fiktiven Einheit nachzujagen. Jedes Mal, wenn wir 
versuchen, ein universelles Maß anzulegen, laufen wir Gefahr, jene Stimmen zu ersticken, die 
in diesem Maßstab keinen Platz finden. 
 
Diese Position markiert den schärfsten Gegensatz zur kommunikativen Vernunft. Für Habermas 
ist die Inkommensurabilität ein Problem, das durch die kommunikative Vernunft und das 
Streben nach Konsens überwunden werden kann. Er glaubt, dass wir durch den Diskurs eine 
gemeinsame Basis der Verständigung finden können, die über die partikularen Sprachspiele 
hinausgeht. Lyotard hingegen sieht in genau diesem Habermas’schen Projekt die 
Perfektionierung des Unrechts. Er wirft Habermas vor, den Widerstreit durch den Zwang zur 
Konsensfähigkeit wegzuerklären. Wo Habermas auf Versöhnung hofft, fordert Lyotard die 
Verteidigung des Dissens: Nur wenn wir die Unvergleichbarkeit der Sprachspiele akzeptieren, 
können wir verhindern, dass eine einzige Logik (wie heute die der globalen Performanz) zur 
totalitären Meta-Regel für alle menschlichen Belange wird. 
 
5.2.3 Die normativ-ethische Konsequenz: Paralogie und der 
Dissens-Imperativ 

Die Ablehnung des Konsens  
 
Die theoretische Auseinandersetzung zwischen Jean-François Lyotard und Jürgen Habermas 
kulminiert in Lyotards radikaler Absage an den Konsens als Ziel menschlicher Verständigung. 
Während Habermas den Konsens als das regulative Ideal begreift, das Kommunikation 
überhaupt erst sinnvoll macht und die Basis für eine herrschaftsfreie Gesellschaft bildet, 
interpretiert Lyotard dieses Streben nach Übereinstimmung als eine subtile, aber gefährliche 
Form der Unterdrückung und als einen Rückfall in den Totalitarismus der Meta-Erzählungen. 
 
Lyotards Kritik setzt mit der Behauptung an, dass der Konsens notwendigerweise Gewalt 
ausübt. Er argumentiert, dass ein Konsens nur dadurch zustande kommen kann, dass die 
radikale Vielfalt der Sprachspiele und die Unvereinbarkeit der Geltungsansprüche ignoriert oder 
gewaltsam geglättet werden. In jeder Übereinkunft sieht Lyotard den Versuch, den „Widerstreit“ 
(Le Différend) zum Schweigen zu bringen. Der Konsens fungiert für ihn wie ein Filter, der nur 
jene Aussagen zulässt, die mit den bereits etablierten Regeln der Mehrheit oder des 
dominanten Systems kompatibel sind. Alles, was neu, fremd oder inkommensurabel ist, wird 
durch den Zwang zur Verständigung entweder deformiert oder als „irrational“ aus dem Diskurs 
ausgeschlossen. 
 
Lyotard bezeichnet den Konsens daher als eine Form des Terrors. Er zieht eine direkte 
Verbindung von der Hegelschen Idee der Versöhnung im Weltgeist zum Habermas’schen Ideal 
der universellen Sprechsituation. Für ihn ist die Sehnsucht nach einer einheitlichen Vernunft, die 
alle Konflikte durch Argumentation lösen kann, eine nostalgische und totalitäre Fiktion. In der 
postmodernen Realität, die durch die Zersplitterung des Wissens und die Macht der 
Performanzlogik geprägt ist, dient der Konsens lediglich dazu, die Individuen noch 
reibungsloser in die funktionalen Abläufe des Systems einzugliedern. Ein „vernünftiger“ 
Konsens ist in dieser Lesart oft nichts anderes als die Unterwerfung unter das effizienteste 



Sprachspiel. 
 
Die ethische Konsequenz aus dieser Ablehnung ist die Aufwertung des Dissens. Lyotard 
behauptet, dass Gerechtigkeit nicht darin besteht, sich zu einigen, sondern darin, die 
Bedingungen für die Entstehung des Neuen und des Anderen offenzuhalten. Der Konsens ist 
ein Stillstand, das Ende der Suche und die Stilllegung der Kreativität. Er verhindert die 
Erfindung neuer Regeln und das Experimentieren mit unbekannten Sprachspielen. Lyotard 
fordert uns auf, den „Terror der Wahrheit“ und den „Zwang zur Einheit“ aufzugeben und 
stattdessen eine Sensibilität für die Unversöhnlichkeit zu entwickeln. 
 
Diese Frontstellung markiert den tiefsten Punkt des Bruchs zwischen Poststrukturalismus und 
Kritischer Theorie. Für Habermas ist Lyotards Position eine Form des „Irrationalismus“, der die 
Grundlagen der Demokratie und der moralischen Kritik gefährdet, da ohne Konsens kein 
gemeinsames Handeln gegen Ungerechtigkeit möglich sei. Lyotard hingegen erwidert, dass 
gerade die Suche nach dem universellen Konsens der Wegbereiter für das Unrecht ist, da er die 
Singularität des Opfers im Namen einer abstrakten Allgemeinheit opfert. Wahre Emanzipation 
liegt für Lyotard nicht im herrschaftsfreien Diskurs, sondern im mutigen Aushalten und 
Verteidigen der Differenz gegenüber jedem Versuch, sie in einer Einheit aufzulösen. 
 
Die Paralogie als produktive Kraft: Die Wahrheit liegt in der Erfindung neuer Regeln und 
unvorhersehbarer Brüche 
 
Lyotards positive Alternative zur Logik der Performanz und zum Zwang des Konsenses ist die 
Paralogie. Nachdem er dargelegt hat, dass das Wissen in der Postmoderne weder durch große 
Erzählungen noch durch einen universellen Konsens legitimiert werden kann, sucht er nach 
einer Form der Wissensproduktion, die den Widerstreit nicht unterdrückt, sondern ihn als Motor 
für Veränderung nutzt. Die Paralogie ist für Lyotard die einzige Weise, wie Wahrheit in einer 
fragmentierten Welt noch produktiv sein kann – nämlich als der Mut zum unvorhersehbaren 
Bruch und zur Erfindung neuer Spielregeln. 
 
Der Begriff der Paralogie stammt ursprünglich aus der Logik und bezeichnet einen Fehlschluss 
oder eine Abweichung von den etablierten Denkgesetzen. Lyotard wertet diesen Begriff jedoch 
positiv um. Während das System der Performanz darauf abzielt, bestehende Regeln zu 
optimieren, um die Effizienz zu steigern, zielt die Paralogie darauf ab, die Regeln selbst infrage 
zu stellen und sie zu verändern. Sie ist kein Zuwachs an bereits bekanntem Wissen innerhalb 
eines festen Rahmens, sondern ein Sprung aus dem Rahmen heraus. Ein paralogischer Zug in 
einem Sprachspiel ist eine Aussage oder eine Entdeckung, die mit den bisherigen Kriterien für 
das, was als „vernünftig“ oder „bewiesen“ gilt, bricht und dadurch einen neuen Raum des 
Denkens eröffnet. 
 
Lyotard sieht in der modernen Wissenschaft selbst – etwa in der Quantenmechanik, der 
Chaostheorie oder der Gödelschen Unvollständigkeit – Vorläufer dieser paralogischen Praxis. 
Diese Disziplinen zeigen, dass die Wahrheit nicht in der Bestätigung einer ewigen Ordnung 
liegt, sondern in der Erkenntnis der Instabilität, der Unbestimmtheit und des Paradoxons. Die 
Paralogie ist somit eine Form der Wissenserzeugung, die sich nicht an einem Konsens 
orientiert, sondern an der Innovation durch Dissens. Wahrheit ist in diesem Sinne kein Zustand, 
auf den man sich einigt, sondern ein Ereignis, das das bisherige Verständnis erschüttert. Sie ist 
die produktive Kraft, die das System daran hindert, in einer technokratischen Starre zu 



verharren. 
 
Die politische und ethische Dimension der Paralogie liegt in ihrem Widerstand gegen den Terror 
der Einheit. Da die Paralogie ständig neue Sprachspiele erfindet und bestehende Grenzen 
überschreitet, entzieht sie sich der vollständigen Kontrolle durch die Macht und die 
ökonomische Effizienz. Während das System versucht, alles berechenbar zu machen, führt die 
Paralogie das Unvorhersehbare ein. Sie ist die Verteidigung des schöpferischen Geistes gegen 
die reine Verwaltung des Bestehenden. Für Lyotard ist der Philosoph oder Wissenschaftler der 
Postmoderne daher kein „Experte“, der das System stabilisiert, sondern ein „Erfinder“, der die 
Sprachspiele in Unordnung bringt, um die Freiheit des Denkens zu bewahren. 
 
Diese Position bildet den radikalen Gegenwurf zur Diskursethik von Jürgen Habermas. Für 
Habermas ist die Wahrheit das Ergebnis einer rationalen Verständigung, die auf stabilen Regeln 
der Argumentation basiert. Er sieht in Lyotards Feier des Bruchs und der Paralogie eine Gefahr 
für die soziale Stabilität und die Möglichkeit einer gemeinsamen moralischen Kritik. Lyotard 
hingegen besteht darauf, dass Habermas’ Fokus auf den Konsens die Wissenschaft und die 
Kultur still stellt: Wenn wir uns immer nur auf das einigen, was bereits als vernünftig gilt, 
verhindern wir das Entstehen des radikal Neuen. Wahre Emanzipation liegt für Lyotard nicht in 
der gemeinsamen Basis der Verständigung, sondern in der Freiheit, die Regeln des Spiels 
jederzeit neu zu erfinden. 
 
Der Imperativ des Dissens 
 
Aus der Analyse der Sprachspiele und der Kritik am Konsens leitet sich eine spezifisch 
postmoderne Ethik ab, die sich im Imperativ des Dissens verdichtet. Wenn die Vernunft nicht 
mehr als einheitliches Fundament taugt und der Konsens als terroristisches Instrument entlarvt 
wurde, kann Moral nicht länger darin bestehen, allgemeingültige Gesetze für alle zu finden. 
Stattdessen wird die Verteidigung der Differenz und der Pluralität der Sprachspiele selbst zur 
höchsten ethischen Pflicht. 
 
Der Imperativ des Dissens fordert dazu auf, jene Momente aktiv zu suchen und zu schützen, in 
denen eine Übereinkunft scheitert. Für Lyotard ist die moralische Integrität eines Subjekts daran 
gebunden, Zeugnis für den Widerstreit (Le Différend) abzulegen. Das bedeutet, sensibel für 
jene Stimmen und Diskurse zu werden, die im herrschenden System der Performanz oder im 
„vernünftigen“ Konsens der Mehrheit unterzugehen drohen. Die Moral besteht hier nicht im 
Gehorsam gegenüber einer universellen Norm, sondern im Widerstand gegen die 
Vereinnahmung des Besonderen durch das Allgemeine. Jedes Mal, wenn wir die 
Inkommensurabilität zweier Positionen anerkennen, anstatt sie gewaltsam zu harmonisieren, 
handeln wir im Sinne dieser postmodernen Ethik. 
 
Diese Ethik der Differenz richtet sich massiv gegen die technokratische Verwaltung des Lebens. 
In einer Welt, in der die Biomacht und die Logik der Effizienz alles Messbare optimieren wollen, 
fungiert der Dissens als eine Art Sand im Getriebe. Er bewahrt die „Heteromorphie“ der 
Sprachspiele, also ihre grundverschiedene Gestalt. Lyotard argumentiert, dass wir nur durch 
den bewussten Bruch mit dem Konsenszwang verhindern können, dass die menschliche Kultur 
in eine totale Funktionalität erstarrt. Der Dissens ist somit die Bedingung der Möglichkeit für 
Freiheit: Er garantiert, dass es immer ein „Außerhalb“ oder ein „Anderes“ zum bestehenden 
System gibt. 



 
Ein zentraler Aspekt dieses Imperativs ist die Gerechtigkeit gegenüber der Singularität. 
Während die klassische Ethik (wie etwa bei Kant oder Habermas) Gerechtigkeit durch 
Unparteilichkeit und Verallgemeinerbarkeit definiert, fordert Lyotard eine Gerechtigkeit, die dem 
Einzelfall in seiner Unvergleichbarkeit gerecht wird. Ein Urteil ist dann gerecht, wenn es nicht 
einfach eine vorgegebene Regel anwendet, sondern die Einzigartigkeit der Situation und das 
Recht des Sprachspiels, in dem sie steht, respektiert. Dies führt zu einer Ethik der ständigen 
Aufmerksamkeit und des Wagnisses, da es keine festen Geländer mehr gibt, an denen man 
sich festhalten könnte. 
 
Habermas hingegen sieht im Dissens lediglich ein Defizit, das durch kommunikatives Handeln 
behoben werden muss, um soziale Integration und moralische Verbindlichkeit zu ermöglichen. 
Für ihn führt Lyotards Imperativ des Dissens in eine Form des ethischen Atomismus, der 
kollektiven Widerstand gegen Unrecht unmöglich macht. Lyotard sieht hingegen in der Suche 
nach universeller Integration das eigentliche Unrecht, da sie die Differenz als zu lösendes 
Problem behandelt. Für ihn ist die Verteidigung der Pluralität gegen den Konsens der einzige 
Weg, um eine Gesellschaft zu verhindern, die im Namen der Vernunft alles Abweichende 
normalisiert oder eliminiert. 
 
Die Unmöglichkeit der universellen Emanzipation 
 
Lyotards Kritik an der Moderne führt letztlich zu einer ernüchternden, aber konsequenten 
politischen Schlussfolgerung: der Absage an die Idee einer universellen Emanzipation. Wenn 
die Meta-Erzählungen ihre Kraft verloren haben und die Vernunft in inkommensurable 
Sprachspiele zerfallen ist, dann kann es auch kein einheitliches, weltgeschichtliches Projekt der 
Befreiung mehr geben. Emanzipation ist für Lyotard kein Ziel, das für die gesamte Menschheit 
gleichermaßen erreicht werden kann, sondern ein Prozess, der stets lokal, zeitlich begrenzt und 
kontingent bleibt. 
 
Der moderne Begriff der Emanzipation, wie er in der Aufklärung oder im Marxismus formuliert 
wurde, setzte voraus, dass es ein universelles Subjekt (die „Menschheit“, das „Proletariat“) gibt, 
das sich auf ein gemeinsames Ziel hinbewegt. Lyotard bricht mit dieser Vorstellung 
fundamental. Er argumentiert, dass jeder Versuch, eine Befreiung für „alle“ zu konzipieren, 
zwangsläufig neue Formen der Herrschaft erzeugt, da er eine spezifische Definition von Freiheit 
und Vernunft zum universellen Maßstab erhebt. Die „große“ Emanzipation endet in der Lesart 
der Postmoderne oft in der totalitären Unterdrückung jener Gruppen, deren Vorstellungen von 
einem guten Leben nicht mit dem Masterplan des Fortschritts übereinstimmen. 
 
An die Stelle des einen, großen Befreiungskampfes tritt bei Lyotard eine Vielzahl von lokalen 
Widerständen. Emanzipation findet dort statt, wo ein spezifisches Sprachspiel sich gegen seine 
Unterdrückung durch ein anderes wehrt – etwa wenn eine lokale Kultur ihre Erzählweisen 
gegen die Standardisierung durch globale Medien verteidigt oder wenn eine wissenschaftliche 
Gemeinschaft sich dem Diktat der ökonomischen Verwertbarkeit entzieht. Diese Kämpfe sind 
„kontingent“, weil sie nicht aus einer historischen Notwendigkeit folgen, sondern aus der 
jeweiligen Situation heraus entstehen. Sie erheben nicht den Anspruch, die gesamte Welt zu 
verändern, sondern zielen darauf ab, einen Raum der Freiheit innerhalb eines spezifischen, 
begrenzten Kontextes zu behaupten oder zurückzugewinnen. 
 



Diese Dezentralisierung des Politischen bedeutet auch den Abschied von einer moralischen 
Letztbegründung. Es gibt keinen transzendentalen Anker mehr, der garantiert, dass diese 
lokalen Kämpfe alle in die gleiche Richtung weisen. Gerechtigkeit wird so zu einer 
„Gerechtigkeit der Vielfalt“. Politik in der Postmoderne ist für Lyotard eine Form der „Mikrologie“: 
Es geht um die Verteidigung der kleinen Erzählungen gegen die Übergriffe der großen Systeme. 
Da es keine universelle Meta-Regel gibt, muss jede emanzipatorische Praxis ihre Regeln und 
Ziele im Vollzug selbst erst finden. Es gibt kein fertiges Modell der Freiheit mehr, das man 
einfach importieren oder anwenden könnte. 
 
Diese Position markiert den endgültigen Bruch mit der Kritischen Theorie von Jürgen 
Habermas. Für Habermas ist die universelle Emanzipation das unverzichtbare Telos der 
Vernunft; ohne dieses Ziel verliere die Kritik ihren Kompass und zerfalle in einen wirkungslosen 
Relativismus. Habermas sieht in der Lokalisierung des Widerstands eine Schwächung der 
emanzipatorischen Kräfte gegenüber der globalen Macht des Kapitals und der Technik. Lyotard 
hingegen bleibt dabei: Nur wenn wir den Anspruch auf Universalität aufgeben, können wir eine 
Form von Freiheit retten, die diesen Namen verdient – eine Freiheit, die nicht in einem neuen 
System der Einheit mündet, sondern die Pluralität des Menschlichen in all seiner 
Unversöhnlichkeit schützt. 
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